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3288
Einstellung des Verfahrens infolge Klaglosstellung (Aufhebung

des angefochtenen Bescheides durch die Behörde).
B. v. 14. Dezember 1957, B 141/57.

Infolge Klaglosstellung der Beschwerdeführerin wird die Beschwerde
für gegenstandslos erklärt und das Verfahren eingestellt.

Begründung:
Lucie M. hat am 27. Februar 1957 an den Magistrat der Stadt Wien

den Antrag gestellt, ihr die im Juni 1957 ablaufende Konzession zum
Betriebe des Tivoli-Kinos in Wien XV, für die nächsten drei Jahre
zu verleihen. Sie erhielt darauf vom Magistrat der Stadt Wien im
selbständigen Wirkungsbereich des Landes folgende Erledigung vom
24. Juni 1957:

"Zu Ihrem Ansuchen um Verleihung einer Konzession für das
,Tivoli-Kino' im Standorte Wien XV, Winckelmannstraße 2, werden
Sie davon in Kenntnis gesetzt, daß der Anwalt des Herrn Karl A.
und der Frau Franziska A. bekanntgegeben hat, daß wegen des von
Ihnen gegenüber Herrn Karl A. erklärten Ausschlusses aus der Gesell-
schaft ein Rechtsstreit beim Landesgericht für ZRS. in Wien anhän-
gig ist.

Die Magistratsabteilung 7 ist daher nicht in der Lage, Ihrem
Ansuchen vor Austragung dieses Rechtsstreites Folge zu geben.

Gegen eine Konzessionsverleihung an Sie hat sich übrigens auch
die Fachgruppe der Lichtspieltheaterunternehmer ausgesprochen.

Es steht Ihnen gemäß § 45 AVG. frei, hiezu binnen 8 Tagen Stellung
zu nehmen."

Ihre dagegen eingebrachte Berufung wies die Wiener Landes-
regierung mit Bescheid vom 25. Juli 1957 als unzulässig zurück, weil
eine Berufung nur gegen einen Bescheid zulässig ist; die bekämpfte
Erledigung des Wiener Magistrates sei aber kein Bescheid.

In ihrer Verfassungsgerichtshofbeschwerde behauptet Lucie M.,
durch diesen Bescheid der Wiener Landesregierung in ihrem ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf das Verfahren vor dem
gesetzlichen Richter verletzt worden zu sein, weil ihr die Behörde
durch die ungerechtfertigte Zurückweisung der Berufung eine Sach-
entscheidung, nämlich die Entscheidung über ihre Berufung, verwei-
gert hat.

Die Entscheidung darüber, ob diese Rechtsauffassung der Be-
schwerdeführerin richtig ist, ist jedoch durch den weiteren Ablauf
des Verwaltungsverfahrens entbehrlich geworden. Wie sich nämlich
aus den Verwaltungsakten ergibt, hat nach Erlassung des bekämpften
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Berufungsbescheides vom 25. Juli 1957 der Magistrat der Stadt Wien
am 31. Juli 1957 das Konzessionsansuchen der Beschwerdeführerin
abgewiesen, somit in der Sache entschieden. In der weiteren Folge hat
dann am 8. Oktober 1957 die Wiener Landesregierung eine gegen diesen
Bescheid eingebrachte Berufung abgewiesen.

Selbst wenn also die Behauptung der Beschwerdeführerin richtig
wäre, daß ihr mit dem bekämpften Bescheid eine Sachentscheidung
verweigert und sie dadurch ihrem gesetzlichen Richter entzogen
wurde, hat die belangte Behörde mit dem Bescheid vom 31. Juli 1957
über die von der Beschwerdeführerin beantragte Konzessionserteilung
meritorisch abgesprochen. Ungeachtet dessen, daß der Antrag auf
Konzessionserteilung letzten Endes abgewiesen wurde, hat die Be-
schwerdeführerin damit das erreicht, was sie im Falle eines vollstän-
digen Obsiegens in der gegenständlichen Beschwerde hätte erreichen
können. Denn auch ein stattgebendes Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes hätte nur dahin lauten können, daß der angefochtene
Eescheid aufgehoben wird und die belangte Behörde nunmehr verpflich-
tet ist, über das Konzessionsansuchen der Beschwerdeführerin meri-
torisch zu entscheiden. Da nun aber die belangte Behörde selbst,
bevor noch der Verfassungsgerichtshof über die Beschwerde eine
mündliche Verhandlung abführen konnte, diesen bestmöglichen
Erfolg der Beschwerde vorweggenommen, nämlich über das Kon-
zessionsansuchen meritorisch entschieden hat, hat sie damit, wenngleich
dies nicht ausdrücklich ausgesprochen wurde, die angefochtene
Erledigung vollständig unwirksam gemacht. Eine solchermaßen
rechtlich vollständig unwirksame und überholte Erledigung kann keine
Grundlage mehr für eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes
darstellen. Die Rechtslage ist vielmehr so zu beurteilen, als ob die
Beschwerdeführerin im Sinne des § 86 a VerfGG. 1953 vor Schluß
der Verhandlung klaglos gestellt wurde. Die Beschwerde war daher
im Sinne dieser Gesetzesstelle als gegenstandslos zu erklären und das
Verfahren einzustellen.

3289
Verletzung des Rechtes auf den gesetzlichen Richter. Maßgeblich-
keit der schriftlichen Ausfertigung eines Disziplinarerkenntnisses.
Abweichung einer Verwaltungsverfügung vom Disziplinarerkennt-
nis, das durch diese Verfügung vollzogen werden soll (Versetzung

eines Volksschullehrers).
Erk. v. 14. Dezember 1957, B 114(57.

Der Beschwerdeführer ist durch den Bescheid der Niederösterreichischen
Landesregierung vom 11. Mai 1957 in seinem verfassungsgesetzlich gewähr-


